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BFH: Minderung des Bruttolohns bei 
Kindergeldzahlung an den Arbeitge-
ber im Rahmen einer Nettolohnver-
einbarung
Mit Urteil vom 8. Februar 2024 hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass 
Kindergeld, das aufgrund einer Nettolohn-
vereinbarung an den Arbeitgeber abge-
treten und an diesen gezahlt wird, im Jahr 
der Zahlung den Bruttoarbeitslohn des 
Arbeitsnehmers mindert, also negativen 
Arbeitslohn darstellt.

Bei Arbeitnehmenden mit einer Netto-
lohnvereinbarung gehören neben den 
Nettogehaltsbestandteilen auch die Über-
nahme von Lohnsteuern und Arbeitneh-
meranteile zur Sozialversicherung zum 
steuerpflichtigen Arbeitslohn. Werden 
nach Erhalt des Einkommensteuerbe-
scheids durch die Arbeitnehmenden 
Erstattungen aus der Überzahlung von 
Lohnsteuern aufgrund der Nettolohnver-
einbarung an den Arbeitgeber abgetreten, 
stellt die Abtretung der Steuererstattung 
negativen Arbeitslohn für den Lohnzah-
lungszeitraum dar, in dem die Rückzah-
lung an den Arbeitgeber erfolgt.

Der BFH hatte sich mit der Frage ausei-
nanderzusetzen, ob auch die Abtretung 
von Kindergeld zu negativem Arbeitslohn 
führt, bejahte dies und bestätigte damit 
das Finanzgericht Düsseldorf, das bereits 
in Vorinstanz entsprechend entschieden 
hatte. Denn lässt sich der Arbeitgeber 
nicht nur die spätere Einkommensteuerer-
stattung zurückzahlen, sondern auch das 
Kindergeld, welches gemäß Urteil nichts 
anderes ist als eine Vorauszahlung auf 
eine potenzielle Steuerentlastung, stellt 
auch das abgetretene Kindergeld negati-
ven Arbeitslohn dar.

Jahressteuergesetz 2024: Regierungs-
entwurf veröffentlicht
Nachdem das Bundesministerium für 
Finanzen (BMF) am 17. Mai 2024 den Refe-
rentenentwurf für das Jahressteuergesetz 
2024 veröffentlichte, hat sich nun auch 
das Bundeskabinett damit befasst und 
am 5.‑Juni 2024 einen leicht geänderten 
Gesetzesentwurf veröffentlicht.

In der aktuellen Fassung, zu der in 
nächster Instanz der Bundesrat voraus-
sichtlich noch vor der Sommerpause 
Stellung nehmen wird, sind aktuell u.a. die 
folgenden Änderungen des Einkommen-
steuergesetzes mit besonderer Relevanz 
für grenzüberschreitende Tätigkeiten vor-
gesehen:

	• Gemäß dem Regierungsentwurf soll 
zukünftig der Lohnsteuerjahresausgleich 
bei Bezug von ausländischem Arbeits-
lohn, z.B. während einer Entsendung, 
ausgeschlossen werden: Durch eine 
Änderung des § 42b Abs. 1 Satz 3 Nr. 6 

EStG soll sichergestellt werden, dass bei 
Bezug von ausländischen Einkünften 
im Zusammenhang mit dem jeweiligen 
Arbeitsverhältnis, von denen keine inlän-
dische Lohnsteuer einbehalten wurde, 
kein Lohnsteuerjahresausgleich durch-
geführt werden darf.

	• Aufgrund der erhöhten Komplexität, die 
insbesondere die Abbildung von auslän-
dischen Vergütungsstrukturen sowie die 
Anwendung der Doppelbesteuerungs-
abkommen mit sich bringen, kommt es 
im Zusammenhang mit grenzüberschrei-
tenden Tätigkeiten häufiger zu Fehlern 
beim Lohnsteuerabzug. Ab dem Lohn-
steuerabzug 2026 soll der Arbeitgeber 
die Anzeige über zu wenig einbehaltene 
Lohnsteuer in Fällen, in denen die Lohn-
steuer nicht nachträglich einbehalten 
werden kann, dem Betriebsstätten- 
Finanzamt ausschließlich auf elektroni-
schem Wege übermitteln (§ 41c Abs. 4 
Satz 1 EStG-E).

	• Freistellung bei Arbeitnehmerauslands-
sachverhalten: Arbeitslohn, der für 
Zeiten der widerruflichen oder unwider-
ruflichen Arbeitsfreistellung im Zusam-
menhang mit der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses gezahlt wird, soll 
zu den inländischen Einkünften im Sinne 
der beschränkten Steuerpflicht zählen, 
soweit ohne die Freistellung die Tätig-
keit im Inland ausgeübt worden wäre. 
Auch für Zwecke der Anwendung eines 
Doppelbesteuerungsabkommens soll 
der Arbeitslohn als Vergütung gelten, die 
für die Ausübung einer Tätigkeit in dem 
Staat gewährt wird, in dem die Tätigkeit 
ohne die Freistellung ausgeübt worden 
wäre. Dies soll nicht gelten, soweit das 
Abkommen in einer gesonderten, aus-
drücklich solchen Arbeitslohn betref-
fenden Vorschrift eine abweichende 
Regelung trifft (§ 50d Abs. 15 – neu – 
EStG-E, § 49 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. F – 
neu – EStG-E).

Fazit

Egal ob das Kindergeld bereits 
unterjährig monatlich oder erst im 
Rahmen einer Ausgleichsberech-
nung nach Abschluss des Steuer-
jahres an den Arbeitgeber abge-
treten wird, stellt dies im Zeitpunkt 
der Abtretung negativen Arbeits-
lohn dar. Es sollte daher darauf 
geachtet werden, dass die Beträge 
im Jahr der Zahlung als negati-
ver Arbeitslohn im Rahmen der 
monatlichen Gehaltsabrechnun-
gen, spätestens aber im Rahmen 
der Einkommensteuererklärung 
berücksichtigt werden, um die 
finale Steuerbelastung zu mindern.
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DBA: Steuerliche Erleichterung für im 
Homeoffice tätige Grenzpendler
Deutschland hat sich mit Luxemburg und 
Österreich auf Änderungsprotokolle zum 
Doppelbesteuerungsabkommen geeinigt, 
die unter anderem steuerliche Erleichte-
rungen für Grenzgänger mit sich bringen. 
Die Änderungsprotokolle sind seit Januar 
2024 anwendbar.

Luxemburg
Das Änderungsprotokoll vom 6. Juli 2023 
soll grenzüberschreitend Beschäftigten 
mit den neuen Regelungen die Tätigkeit 
im Homeoffice im Hinblick auf steuerli-
che Auswirkungen erleichtern. Grund-
sätzlich weist ein Doppelbesteuerungs-
abkommen dem Tätigkeitsstaat das 
Besteuerungsrecht zu, weshalb Homeof-
ficetage im Wohnsitzstaat zu versteuern 
sind. In einer Verständigungsvereinbarung 
vom 26. Mai 2011 hatten sich Deutschland 
und Luxemburg bereits darauf geeinigt, 
dass eine Besteuerung im Wohnsitz-
staat nicht erfolgt, wenn die Tätigkeit im 
Kalenderjahr insgesamt nicht mehr als 19 
Tage im Wohnsitzstaat bzw. in Drittstaa-
ten ausgeübt wird. Durch das neue Ände-
rungsprotokoll und den dadurch neu 
eingefügten Abs. 1a des Art. 14 des Dop-
pelbesteuerungsabkommens wurde die 
Bagatellgrenze seit Januar 2024 auf bis zu 
34 Tage erhöht.

Arbeitnehmende haben durch die Neu-
regelung die Möglichkeit, ihre Tätigkeit 
vermehrt aus dem Homeoffice heraus 
auszuüben, ohne Gefahr zu laufen, 
diese Tage im Wohnsitzstaat versteuern 
zu müssen. Zu beachten ist aber, dass 
die Arbeit nur dann als in einem Staat 
ausgeübt gilt, wenn die Tätigkeit für min-
destens 30 Minuten in diesem Staat oder 
Gebiet verrichtet wird. Demnach gilt ein 
kurzer Check der E-Mails im Homeoffice 
nicht als Arbeitstag im Wohnsitzstaat.

Österreich
Durch das Änderungsprotokoll vom 21. 
August 2023 wurde die in Art. 15 Abs. 6 
des Doppelbesteuerungsabkommens 
zwischen Deutschland und Österreich ent-
haltene Grenzgängerregelung neu gefasst.

Grenzgänger sind wie bisher Personen, die 
in der Grenzzone (30 km Luftlinie auf jeder 
Seite der Grenze) ihren Hauptwohnsitz 
haben und ihre Tätigkeit in dieser Zone 
ausüben. Eine physische Überschreitung 
der Grenzzone ist durch das Änderungs-
protokoll aber kein Kriterium mehr. Es 
kommt demnach nicht mehr darauf an, auf 
welcher Seite der Grenzzone die Beschäf-
tigten arbeiten, weshalb Arbeitstage im 
Homeoffice nicht mehr als schädliche 
Rückkehrtage gelten. Vielmehr verlieren 
die Arbeitnehmenden ihre Grenzgänge-
reigenschaft seit 2024 erst dann, wenn sie 
an mehr als 45 Arbeitstagen oder an mehr 
als 20 % der Arbeitstage außerhalb der 
Grenzzone tätig werden.
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Fazit

Mit dem Gesetzesentwurf wird 
u.a. auf EU-Recht, EuGH-Recht-
sprechung sowie inländische 
Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts sowie des Bun-
desfinanzhofs reagiert. Mit der 
geplanten Neu-Einführung des 
§ 50d Abs. 15 EStG-E folgen Bun-
desfinanzministerium und Bun-
deskabinett der bereits in vielen 
Ländern praktizierten OECD-Auf-
fassung. Im aktuellen BMF-Schrei-
ben vom 12. Dezember 2023 zur 
steuerlichen Behandlung des 
Arbeitslohns nach den Doppelbe-
steuerungsabkommen vertritt die 
Finanzverwaltung derzeit die Auf-
fassung, dass im Falle einer unwi-
derruflichen Arbeitsfreistellung 
mangels Tätigkeitsausübung das 
Besteuerungsrecht für den für den 
Zeitraum der Freistellung bezoge-
nen Arbeitslohn beim Ansässig-
keitsstaat verbleibt.

Auch wenn mit der Verabschiedung 
einer Stellungnahme des Bundes-
rats zum aktuellen Regierungs-
entwurf für das Jahressteuerge-
setz 2024 in der letzten Sitzung vor 
der Sommerpause am 5. Juli 2024 
gerechnet wird, ist ein Abschluss 
des parlamentarischen Gesetz-
gebungsverfahren nicht vor Ende 
November 2024 geplant.

Ausführlichere Informationen zu 
weiteren in dem Entwurf des Jah-
ressteuergesetzes 2024 enthalte-
nen Gesetzesänderungen finden 
Sie hier.

https://www.deloitte-tax-news.de/steuern/unternehmensteuer/jahressteuergesetz-2024-bundesregierung-verabschiedet-regierungsentwurf.html
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BMF: Tagestabelle im Lohnsteuerab-
zugsverfahren – Nichtbeanstandungs-
regelung für 2023
Seit Inkrafttreten der neu gefassten Lohn-
steuer-Richtlinie 2023 ab dem 1. Januar 
2023 gilt nach Auffassung der Finanz-
verwaltung die Verpflichtung zur Anwen-
dung der Tageslohnsteuertabelle bei inter-
nationalen Mitarbeitereinsätzen nicht 
nur dann, wenn das Dienstverhältnis von 
Arbeitnehmenden während des Monats 
beginnt oder endet. Die Tagestabelle soll 
vielmehr auch für Mitarbeitende mit wei-
terhin bestehendem Dienstverhältnis 
Anwendung finden, sofern der Arbeitslohn 
in einem Monat nur teilweise lohnsteuer-
pflichtig ist (z.B. bei teilweiser Freistellung 
von Arbeitstagen aufgrund eines Doppel-
besteuerungsabkommens oder bei Arbeit-
nehmenden, die nur mit einzelnen Tagen 
der beschränkten Steuerpflicht unterlie-
gen).

Aufgrund eines Schreibens der acht 
Wirtschaftsverbände an das Bundes-
ministerium für Finanzen (BMF) zu den 
erheblichen Herausforderungen bei 
der Umsetzung und den Zweifeln an 
der Rechtssicherheit der o.g. Lohnsteu-

er-Richtlinien-Änderung hat das BMF mit 
Schreiben vom 26. Februar 2024 Stellung 
bezogen und insbesondere die folgenden 
Aussagen getroffen:

	• Für die Anwendung der Tageslohnsteu-
ertabelle können die Gesamtarbeitstage 
im Monat pauschal mit 20 Arbeitstagen 
angesetzt werden. Bei der Ermittlung 
der für die Lohnsteuerberechnung maß-
geblichen Tage kann damit das Verhält-
nis der Kalendertage zu den Gesamt-
arbeitstagen pauschal mit 30/20, also 
einem Faktor von 1,5 berücksichtigt 
werden. Eine Abrundung der maßgebli-
chen Tage ist zulässig.

	• Das BMF stellt klar, dass an einer einheit-
lichen Regelung für unbeschränkt und 
beschränkt Steuerpflichtige festgehal-
ten wird.

	• Es wird nicht beanstandet, wenn für das 
Jahr 2023 weiterhin die Monatstabelle 
angewandt wurde.

Ferner verweist das BMF darauf, dass an 
einer Neufassung des BMF-Schreibens zur 
„Ermittlung des steuerfreien und steuer-
pflichtigen Arbeitslohns nach den Doppel-
besteuerungsabkommen sowie nach dem 

Auslandtätigkeitserlass im Lohnsteuerab-
zugsverfahren“ vom 14. März 2017 gear-
beitet wird, um die darin enthaltenen Dis-
krepanzen zu den Regelungen des R 39.5 
Abs. 2 Satz 4 LStR zu beheben.

BMF: Verfahrenserleichterung bei Ver-
ständigungsverfahren für gleichge-
lagerte Sachverhalte für Arbeitneh-
mende eines Arbeitgebers
Nicht in allen Fällen führt die Anwendung 
der Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) 
auch wirklich zu der Vermeidung einer 
solchen. Sofern beide Vertragsstaaten 
eine abweichende Anwendung des DBA 
vorsehen, bleibt den Steuerpflichtigen oft 
nur noch die Einleitung eines Verständi-
gungsverfahrens, um eine Doppelbesteu-
erung der Einkünfte ultimativ zu verhin-
dern.

Mit Datum vom 21. Februar 2024 wurde 
ein aktualisiertes Merkblatt zu internati-
onalen Verständigungs- und Schiedsver-
fahren auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen veröffent-
licht. Gegenüber dem Vorgängerschrei-
ben vom 27. August 2021 haben sich nur 
wenige Änderungen ergeben.
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Fazit

Die Neuregelungen sind zu begrüßen, da die Arbeit aus dem Homeoffice heraus 
für viele Arbeitnehmende in der Zwischenzeit zu einem wesentlichen Bestand-
teil ihrer Tätigkeit geworden ist.

Durch den stetigen Wandel der Arbeitswelt sind weitere Vereinbarungen und 
Änderungen auf europäischer Ebene zu erwarten. Beispielsweise stellt die 
Erweiterung des § 49 Nr. 4 Buchstabe a Satz 2 EStG durch das Wachstumschan-
cengesetz ab 2024 sicher, dass den o.a. abkommensrechtlichen Besteuerungs-
möglichkeiten nationales Recht nicht entgegensteht. Satz 2 regelt, dass auch 
eine Tätigkeit, die in einem anderen Staat ausgeübt wird, als im Inland ausgeübt 
oder verwertet gilt, soweit ein Doppelbesteuerungsabkommen (oder eine 
andere zwischenstaatliche Vereinbarung) Deutschland für diese Tätigkeit ein 
Besteuerungsrecht zuweist.

Allerdings sollten sozialversicherungsrechtliche Auswirkungen sowie Risiken 
einer Betriebsstättenbegründung durch Homeofficetätigkeiten der Arbeitneh-
menden vorab geprüft werden.

Fazit

Eine verpflichtende Anwen-
dung der Tageslohnsteuertabelle 
besteht somit erst ab dem Jahr 
2024. Die Nichtbeanstandung der 
Anwendung der Monatstabelle für 
2023 führt gleichzeitig aber auch 
zu der Frage, ob bei bereits ange-
wandten Tageslohnsteuertabellen 
dem Arbeitgeber oder den Arbeit-
nehmenden eine Möglichkeit offen-
steht, per Antrag wiederum den 
in der Regel günstigeren Ansatz 
der Monatslohnsteuertabelle zu 
erhalten. Eine Frage, die vor allem 
für beschränkt Steuerpflichtige, bei 
denen der Lohnsteuerabzug abgel-
tende Wirkung hat, nicht unerheb-
lich ist.



Die Einleitung eines Verständigungsver-
fahrens erfordert die Einreichung eines 
Antrags mit spezifischen Inhalten und 
Fristen. Hierzu gibt es im aktuellen Merk-
blatt eine Verschärfung zum Vorgänger. 
Während nach dem Vorgängerschreiben 
ein fristwahrender Antrag nur dann vorlag, 
wenn innerhalb der geltenden Antragsfrist 
alle der aufgeführten Angaben und Unter-
lagen dem Bundeszentralamt für Steuern 
vorgelegt wurden, kann nach dem aktu-
ellen Merkblatt ein Antrag als verfristet 
abgelehnt werden, wenn die aufgeführten 
Angaben und Unterlagen bei Antragsstel-
lung nicht vollständig vorgelegt werden.

Zudem führt das aktuelle Merkblatt eine 
Verfahrenserleichterung zum Verstän-
digungsverfahren nach einem DBA ein, 
wenn mehrere Arbeitnehmende ein Ver-
ständigungsverfahren für gleichgela-
gerte Sachverhalte im Zusammenhang 
mit einer Tätigkeit für denselben Arbeitge-
ber und durch den denselben Bevollmäch-
tigten beantragen. In diesen Fällen kann 
das Bundeszentralamt für Steuern unter 
bestimmten Voraussetzungen darauf ver-
zichten, detaillierte (zusätzliche) Angaben 
und Unterlagen für jeden weiteren Fall 
anzufordern, ausgehend davon, dass für 
mindestens einen Fall bereits alle not-
wendigen Angaben und Unterlagen einge-
reicht wurden.

BFH: Zweitwohnungssteuer als Kosten 
der Unterkunft für eine doppelte 
Haushaltsführung
Unterhalten Arbeitnehmende außer-
halb des Ortes der ersten Tätigkeits-
stätte einen eigenen Hausstand (Haupt-
wohnung) und wohnen sie am Ort der 
ersten Tätigkeitsstätte (Zweitwohnung), 
können sie notwendige Mehraufwendun-
gen, die hieraus entstehen, als Werbungs-
kosten für eine doppelte Haushaltsfüh-
rung geltend machen. Dazu gehören u.a. 
die bis zu 1.000 EUR pro Monat begrenzt 
berücksichtigungsfähigen tatsächlichen 
Unterkunftskosten am Beschäftigungsort 
sowie sonstige (unbegrenzt) abzugsfähi-
gen notwendige Mehraufwendungen, die 
durch die doppelte Haushaltsführung ver-
ursacht werden. Der Arbeitgeber kann die 
notwendigen Mehraufwendungen steuer-
frei erstatten, soweit sie die abzugsfähigen 
Werbungskosten nicht übersteigen.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich in 
seinem Urteil vom 13. Dezember 2023 
(Az. VI R 30/21) mit der Frage beschäf-
tigt, ob die von einigen Gemeinden „für 
das Innehaben einer weiteren Wohnung 
neben der Hauptwohnung“ erhobene 
Zweitwohnungssteuer als tatsächliche 
Kosten der Unterkunft oder als sonstige 
notwendigen Mehraufwendungen anzu-
sehen ist.

Während das Finanzgericht München in 
der Vorinstanz der Klägerin zugestimmt 
hatte, dass die Aufwendungen für die 
Zweitwohnungssteuer als sonstige not-
wendige Mehraufwendungen der doppel-
ten Haushaltsführung einzustufen sind 
und somit zusätzlich zu den auf 1.000 EUR 
gedeckelten notwendigen Unterkunftskos-
ten unbegrenzt abzugsfähig sind, hat der 
BFH dies anders entschieden. Nach Auf-
fassung des BFH ist die Zweitwohnungs-
steuer eine unmittelbar mit dem tatsäch-
lichen Mietaufwand für die Zweitwohnung 
verbundene zusätzliche finanzielle Belas-
tung für das Innehaben der Zweitwoh-
nung. Sie kann daher nur zusammen mit 
den übrigen notwendigen Unterkunftskos-
ten in Höhe von maximal 1.000 EUR pro 
Monat abgezogen werden.
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Fazit

Das aktualisierte Schreiben bietet detaillierte Informationen und klare Hand-
lungsanweisungen in Bezug auf die Einleitung und Durchführung internationa-
ler Verständigungs- und Schiedsverfahren. Die Ergänzungen tragen dazu bei, 
die Rechtssicherheit und Transparenz für die Steuerpflichtigen zu erhöhen. 
Auch die Einführung von weiteren Verfahrenserleichterungen generell sowie 
explizit in Bezug auf die Zusammenfassung von gleich lautenden Fällen ist zu 
begrüßen im Hinblick auf die Vielzahl von Verfahren, die seit Jahren beim Bun-
deszentralamt „anhängig“ sind. Nicht zuletzt durch die neue Auffassung der 
Finanzverwaltung zur Bestimmung der abkommensrechtlichen Ansässigkeit aus 
dem aktualisierten BMF-Schreiben zur steuerlichen Behandlung des Arbeits-
lohns nach den Doppelbesteuerungsabkommen vom 12. Dezember 2023 ist zu 
befürchten, dass die Zahl der eingeleiteten Verfahren weiter zunehmen wird.

Fazit

Das Urteil ist eine schlechte Nach-
richt für Arbeitgeber in teuren 
Metropolen: Mit seiner Entschei-
dung stellt der BFH klar, dass 
die Zweitwohnungssteuer als 
Aufwand für die Nutzung der 
Unterkunft der Abzugsbeschrän-
kung von 1.000 EUR pro Monat 
unterliegt. Eine steuerfreie Erstat-
tung der Zweitwohnungssteuer 
wird damit in vielen Fällen nicht 
mehr möglich sein, da gerade in 
größeren Städten der monatliche 
Mietaufwand nur noch selten unter 
1.000 EUR liegt.
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EuGH: Umsatzbesteuerung von aus-
ländischen Firmenwagen
Die private Nutzung von Dienst- oder Fir-
menwagen durch die Arbeitnehmenden 
ist lohnsteuerlich schon lange geklärt und 
mittlerweile ein Standardthema in Betrieb-
sprüfungen. Auch die Tatsache, dass die 
Privatnutzung umsatzversteuert werden 
muss, ist hinlänglich bekannt. Allerdings 
hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
sich vor einiger Zeit zu dem Themenkom-
plex geäußert (Urteil vom 20.1.2021, Rs. 
C-288/19 „QM“), sodass der Frage nach der 
umsatzsteuerlichen Behandlung wieder 
eine höhere Bedeutung zukommt, und 
zwar vor allem im grenzüberschreitenden 
Kontext.

Wenn Dienstwagen an Arbeitnehmende 
überlassen werden, die im Ausland leben, 
dann gilt dies als langfristige Überlas-
sung von Beförderungsmitteln. Unabhän-
gig davon, ob die Privatnutzung entgelt-
lich oder unentgeltlich erfolgt, fällt hierauf 
Umsatzsteuer an – die Frage ist nur, wo 
der Arbeitgeber sie schuldet.

Wird die Privatnutzung als unentgelt-
lich eingeordnet, muss die Umsatzsteuer 
dort abgeführt werden, wo der Arbeitge-
ber sein Unternehmen betreibt. Erfolgt 
die Privatnutzung hingegen entgeltlich, 
unterliegt dies dort der Umsatzsteuer, wo 
der Arbeitnehmende wohnt – bei Arbeit-
nehmenden, die z.B. im Nachbarstaat 
wohnen, also im Ausland. Aus umsatz-
steuerlicher Sicht erfolgt die Überlas-
sung für die deutsche Finanzverwal-
tung schon dann entgeltlich, wenn sie im 
Rahmen des Arbeitsvertrages vereinbart 
wird, auch wenn keine Zuzahlung geleistet 
wird. In den allermeisten Fällen dürfte in 
der Praxis daher von einem entgeltlichen 
Vorgang auszugehen sein. 

Wenn also Arbeitnehmende im Ausland 
wohnen und einen Dienstwagen zur Ver-
fügung gestellt bekommen, kann das 
dazu führen, dass der Arbeitgeber sich 
im Ausland umsatzsteuerlich registrieren 
muss, um dort die geschuldete Umsatz-
steuer zu zahlen – auch wenn er die Lohn-

steuer in Deutschland abführt. Wird dies 
versäumt, können neben der Steuernach-
zahlung schlimmstenfalls auch strafrechtli-
che Konsequenzen drohen.

Innerhalb Europas kann die Registrierung 
im Ausland seit Juli 2021 durch die Teil-
nahme am sog. One-Stop-Shop-Verfahren 
vermieden werden, bei dem die Umsatz-
steuer, die in anderen EU-Mitgliedsstaaten 
geschuldet wird, in Deutschland über das 
Bundeszentralamt für Steuern abgeführt 
wird. Außerhalb Europas gibt es diese 
Möglichkeit nicht.

BMF: Der Begriff des wirtschaftlichen 
Arbeitgebers bei grenzüberschreiten-
der Arbeitnehmertätigkeit im Sinne 
des Doppelbesteuerungsabkommens
Infolge einer zunehmenden Flexibilität 
des Arbeitsmarktes und der damit nicht 
nur einhergehenden klassischen Arbeit-
nehmerentsendungen, sondern auch 
anderen Formen der Arbeitnehmerüber-
lassung innerhalb derselben multinationa-
len Unternehmensgruppe ist es nicht nur 
für die Zuweisung der Besteuerungsrechte 
relevant zu klären, welches Unterneh-
men als Arbeitgeber im Sinne des Doppel-
besteuerungsabkommens und damit als 
wirtschaftlicher Arbeitgeber anzusehen 
ist. Zu prüfen ist auch, wer in der Folge 
zum Lohnsteuerabzug verpflichtet ist. In 
dem überarbeiteten Schreiben zur steu-
erlichen Behandlung des Arbeitslohns 
nach den Doppelbesteuerungsabkommen 
vom 12. Dezember 2023 hat sich das Bun-
desministerium der Finanzen (BMF) aus-
führlich zum Begriff des wirtschaftlichen 
Arbeitgebers geäußert und erweiterte 
Dokumentationspflichten präzisiert.

Für die Bestimmung des wirtschaftlichen 
Arbeitgebers bei einem grenzüberschrei-
tenden Mitarbeitereinsatz ist das Gesamt-
bild der Verhältnisse maßgebend. Es sind 
also stets die wirtschaftliche und organi-
satorische Verflechtung der beteiligten 
Unternehmen und die betriebliche Inte-
ressenlage zu prüfen. Das aufnehmende 
verbundene Unternehmen wird zum wirt-
schaftlichen Arbeitgeber im abkommens-
rechtlichen Sinne, wenn der entsandte 
Arbeitnehmer in das aufnehmende Unter-
nehmen eingebunden ist, dessen fachli-
chen Weisungen unterworfen wird und 
dieses über die Höhe seiner Bezüge ent-
scheidet sowie das Risiko für die Arbeits-
ergebnisse des Arbeitnehmers trägt. 
Zudem ist für die Bestimmung des wirt-
schaftlichen Arbeitgebers auch entschei-
dend, ob das aufnehmende Unterneh-
men den Arbeitslohn wirtschaftlich trägt 
oder nach dem Fremdvergleichsgrund-
satz hätte tragen müssen. Ein gesonder-
ter Arbeitsvertrag mit dem aufnehmenden 
Unternehmen ist hierzu nicht erforderlich. 
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Fazit

Wann ist nun Handlungsbedarf 
geboten? Auf den ersten Blick 
scheint das Thema „nur“ in Grenz-
gängerfällen relevant zu sein und 
sollte in diesen auch nochmals 
überprüft werden, denn dem aus-
ländischen Fiskus kommt es nicht 
darauf an, dass Umsatzsteuer 
zumindest in Deutschland abge-
führt wurde.

Das Thema geht aber darüber 
hinaus und kann auch bei der Ent-
sendung von Arbeitnehmenden 
ins Ausland oder aus dem Ausland 
relevant werden. Dann kommt es 
vor allem darauf an, ob der Dienst-
wagen mitgenommen wird, ob ein 
neuer oder weiterer Dienstwagen 
im Entsendestaat zur Verfügung 
gestellt wird (und für wie lange) 
und auch was zwischen den Arbeit-
gebern (entsendende und emp-
fangende Gesellschaft) vereinbart 
wurde. Die Lohnversteuerung kann 
hier als Indiz dienen, die Umsatz-
steuer kann aber davon abweichen 
und sollte von Anfang an bei der 
Planung berücksichtigt werden – 
nicht zuletzt auch aufgrund der 
unterschiedlichen Steuersätze 
innerhalb der EU.



Auch muss das aufnehmende Unterneh-
men das Gehalt nicht an den Mitarbeiten-
den auszahlen.

Sind die Merkmale des wirtschaftlichen 
Arbeitgebers für das deutsche Unter-
nehmen erfüllt, besteht die Verpflichtung 
zum Lohnsteuerabzug in Deutschland 
(§ 38 Abs. 1 Satz 2 EStG). Für die Bestim-
mung des wirtschaftlichen Arbeitgebers 
und die daraus resultierende Zuweisung 
des Besteuerungsrechts für den Arbeits-
lohn hat das BMF die Kriterien aus dem 
BMF-Schreiben vom 9. November 2001 
„Grundsätze für die Prüfung der Ein-
kunftsabgrenzung zwischen international 
verbundenen Unternehmen in Fällen der 
Arbeitnehmerentsendung“ grundsätzlich 
übernommen. Zudem enthält das aktuali-
sierte BMF-Schreiben eine Aufzählung von 
Beispielen, anhand derer die Interessen-
lage künftig vom Steuerpflichtigen darge-
legt werden kann (z.B. Entsendevertrag, 
Beschreibung der Tätigkeit des aufneh-
menden Unternehmens, konkrete Tätig-
keitsnachweise, Nachweis über die Höhe 
des Arbeitslohns vor der Entsendung, 
Zeitnachweise für Art und Umfang der 
Tätigkeit).

Bei einer Arbeitnehmerentsendung 
zwischen international verbunde-
nen Unternehmen von nicht mehr als 
drei Monaten spricht eine widerlegbare 
Anscheinsvermutung dafür, dass das auf-
nehmende Unternehmen mangels Einbin-
dung des Arbeitnehmenden nicht als wirt-

schaftlicher Arbeitgeber anzusehen ist. 
Eine Entsendung ausschließlich zu Aus- 
oder Fortbildungszwecken erfolgt eben-
falls in der Regel im Interesse des ent-
sendenden Unternehmens. Auch stellt 
die Finanzverwaltung fest, dass das auf-
nehmende Unternehmen grundsätzlich 
nicht wirtschaftlicher Arbeitgeber werde, 
wenn ein Arbeitnehmender im Rahmen 
einer Entsendung zur Erfüllung einer Lie-
ferung- oder Werk-/Dienstleistungsver-
pflichtung des entsendenden Unterneh-
mens beim verbundenen Unternehmen 
tätig werde und sein Arbeitslohn Preisbe-
standteil der Lieferung oder Werkleistung 
sei. Besonderheiten gelten für die Beurtei-
lung des wirtschaftlichen Arbeitgebers bei 
Geschäftsführern oder sonstigen leiten-
den Angestellten.

Das BMF hat mit dem überarbeite-
ten Schreiben vom 12. Dezember 2023 
zudem für jeden entsandten Mitarbeiten-
den neue Dokumentationspflichten fest-
gelegt. So sind künftig die Interessenlage, 
die Höhe der weiterbelasteten Kosten 
wie auch die Aufteilung des Arbeitslohns 
zu dokumentieren. Zusätzlich muss das 
Unternehmen dem Arbeitnehmenden 
eine detaillierte Kostenübersicht aushän-
digen und die gesamte Kostenallokation 
nach Fremdvergleichsgrundsätzen unter 
Einbeziehung aller im Zusammenhang mit 
der Entsendung entstandenen Kosten 
(Einzel- und Gemeinkosten) bescheinigen. 
Die Aufschlüsselung hat nach Kosten zu 
erfolgen, die im wirtschaftlichen Zusam-

menhang mit der gesamten Arbeitneh-
mertätigkeit im Entsendezeitraum stehen 
und den Gewinn des aufnehmenden oder 
des entsendenden Unternehmens gemin-
dert haben, unabhängig davon, ob sie zum 
Lohn des Arbeitnehmers gehören und ob 
sie im Zusammenhang mit der Auslandstä-
tigkeit selbst stehen.

Selbst wenn eine Eingliederung in das auf-
nehmende Unternehmen verneint wird 
und das aufnehmende Unternehmen 
nicht wirtschaftlicher Arbeitgeber wird, ist 
nach Auffassung des BMF die zusätzliche 
Dokumentation zu erstellen und als Nega-
tivbeweis bereitzuhalten.
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Fazit

Die neue Verwaltungsauffassung 
ist ab sofort und für alle noch 
offenen Fälle anzuwenden. Es 
sollte daher geprüft werden, ob die 
Ausführungen im Zusammenhang 
mit dem Begriff des wirtschaftli-
chen Arbeitgebers und den erwei-
terten Dokumentationspflichten 
Anpassungsbedarf im Unterneh-
men auslösen. Falls Sie Unterstüt-
zung oder Beratung bei der Iden-
tifizierung des wirtschaftlichen 
Arbeitgebers oder der Umsetzung 
der neu eingeführten Dokumenta-
tionspflichten benötigen, kommen 
Sie gern auf uns zu.



Veranstaltungshinweise
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Veranstaltung/Thema Datum/Uhrzeit

Webcast 
„Das neue BMF-Schreiben zur Besteuerung des Arbeitslohns: 
Doppelbesteuerungsfalle für Expats?“

12. September 2024 / 11:15–12:00

Webcast 
„Aus unserer Reihe Trends in Global Mobility: Employee Experience – 
unverzichtbare Investition oder unterschätzter Attraktivitätsfaktor?“

25. September 2024 / 11:00–11:45

Webcast 
„Immigration im Fokus: Aktuelle Tipps und Trends“

05. November 2024 / 11:00–11:45

Webcast 
„Dienstreise-Compliance unter dem Blickwinkel der EU-Entsende- 
richtlinie“

07. November 2024 / 10:00–10:45

Webcast 
“Das IT-Ecosystem im Mobility-Bereich – Möglichkeiten und Her-
ausforderungen bei der Integration von verschiedenen Vendoren, 
IT-Tools und Prozessschritten”

19. November 2024 / 10:00–10:45

Webcast 
„Das neue Entgelttransparenzrecht: Gelingt es, das Gender Pay Gap 
zu überwinden? Wir erörtern, welche neuen Maßstäbe für Unterneh-
men gelten und welche Verpflichtungen sich aus der der geänderten 
Rechtslage ergeben.“

28. November 2024 / 10:00–10:45

Webcast 
„Remote Working aus exotischen Destinationen: Wenig Chance, viel 
Risiko?“

03. Dezember 2024 / 11:00–11:45

Webcast 
„Aktuelle Entwicklung im Bereich Mobility Tax und Lohnsteuer“

10. Dezember 2024 / 09:15–10:00

Webcast 
„EU Rahmenvereinbarung zur Telearbeit – Erfahrungen, Chancen 
und Risiken“

12. Dezember 2024 / 10:00–10:45
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